Absender und Adresse.





Ort und Datum ……………………..
……………………..
……………………..

Rote Schrift und gelbe Markierung unbedingt ausfüllen oder in schwarz ändern, bzw. Unzutreffendes bitte löschen!

An die

Bundesnetzagentur
Stichwort: Netzausbau
Postfach 80 01
53105 Bonn

E-Mail: info@netzausbau.de


An die 
Bayerische Staatskanzlei
Franz-Josef Strauß Ring 1
80535 München

E-Mail: staatskanzlei@stk.bayern.de
Einspruch gegen BBPlG, Vorhaben 5: Wolmirstedt – Isar (SuedOstLink)
Abschnitt C: Raum Hof – Raum Schwandorf 

Sehr geehrte Damen und Herren,

die auf dem Netzentwicklungsplan Strom, aus dem Jahre 2014 basierende Netzausbau-planung ist völlig überzogen. Die Herangehensweise, die im Ergebnis zu diesen überzogenen Ausbauplanungen im NEP aus dem Jahre 2014 führten, sehe ich als fachlich falsch, unsozial, naturschädlich, klimaschädlich, überteuert und deshalb als unwirtschaftlich an. Die Notwendigkeit der benannten Trassen ist nicht zweifelsfrei geklärt und beachtet völlig unzureichend die Ziele und Vorgaben des Klima- und Naturschutzes. Des Weiteren sehe ich die Planungen als völkerrechtswidrig an. Deshalb lehne ich diese Planung ab.

Vor allen weiteren Planungen bezüglich dieser Trasse muss erst die Notwendigkeit dieser neuen Trasse durch unabhängige und neutrale Gutachter zweifelsfrei festgestellt werden!

Mein Einwand richtet sich gegen den Bau der Gleichstromtrasse genannt SüdOstLink Vorhaben 5: Wolmirstedt – Isar, Abschnitt C: Raum Hof – Raum Schwandorf  im Bereich des alternativen Trassenkorridors im Gemeindebereich Speichersdorf im Bereich der Gemarkung _________ _________________________________________________, bezogen auf die Grundstücke 

Flurnummer _______ – Flurname _____________________; 

Flurnummer _______ – Flurname _____________________; 

Flurnummer _______ – Flurname______________________. 

Ich bin Besitzer dieser Grundstücke, die in gekennzeichneten Bereichen der alternativen Trassen liegen. 

Gelb unterlegt entfernen, wenn kein Grundstücksbesitzer.

Raum für eigene Bemerkungen !!! (Planungen zur Hoferweiterung, Naturschutz usw.)
Der geplante alternative Trassenkorridor verläuft ca. 40 Kilometer entfernt von der kürzesten, direkten Trassenführung, die durch den Gesetzgeber verlangt wird und würde unsere Gemeinde aus nord-westlicher  Richtung kommend, auf 6 Kilometer Länge in süd-östlicher Richtung durchschneiden. Die Trasse würde das neu ausgewiesene Wasserschutzgebiet im Süd-Osten der Gemeinde, sowie das Naherholungsgebiet Tauritzmühle mit den verschiedenen Lehrpfaden und geschützten Tierarten dramatisch  beeinträchtigen. Desweitern würde die Trasse über viele landwirtschaftliche Flächen, die den Lebensunterhalt unserer Landwirte sichern, laufen und die Ertragsfähigkeit des Bodens für die Dauer des Baus, aber auch langfristig gefährden.

Durch den Bau der erdverkabelten HGÜ-Trasse wird ungeheuer viel Land verbraucht und die Struktur des Bodens auf Jahre verändert und gestört. Oberflächenwasserströme, Drainagen und Quellen werden unterbrochen. Grundwasserspiegel werden abgesenkt.

Außerdem müsste  bei einen möglichen Trassenbau die gemeindliche Hauptwasserzufuhr, die Bahnlinien nach Prag und Weiden, sowie die Bundesstraße 22 im engsten Raum gequert werden, wobei erhebliche Einschränkungen für die Bürger der Gemeinde Speichersdorf und der Region befürchtet werden müssen.  

Unsere Gemeinde Speichersdorf ist in Sachen Energiewende und Erzeugung von regenerativer Energie seit vielen Jahren sehr aktiv und mittlerweile wird in der Gemeinde Speichersdorf ca. 40 % mehr Energie erzeugt, als von allen Bürgern, Landwirten und Unternehmen verbraucht wird. Bei uns in der Gemeinde wurde in den letzten Jahren sowohl in Photovoltaik, Windenergie, Biogas und Wasserkraft investiert. 

Umso mehr lehne ich die Planungen zum SüdOstLink ab, da durch diese HGÜ-Trasse nicht nur der Windstrom fließen wird – wie uns von den Übertragungsnetzbetreibern, der Bundesnetzagentur und allen Beteiligten gebetsmühlenartig vorgebetet wird – sondern umweltschädlicher Braunkohlestrom aus der Lausitz und auch aus den neuen Abbauge-bieten Weltzow Süd und Nochten II.
Es ist weiterhin davon auszugehen, dass über diese neue zusätzliche Leitungsvernetzung Atomstrom aus dem Ausland geleitet wird. So ist das geplante Neubau AKW PAKS II in Ungarn nach Angaben der ungarischen Regierung ein reines Überschusskraftwerk und muss nach Auflage durch die EU-Kommission zur Finanzierung durch Staatssubventionen 30% der erzeugten Energiemenge ins europäische Netz liefern. Auch aus diesem Grund ist die SüdOstTrasse abzulehnen.
Diese HGÜ-Trasse soll dem europäischen Stromhandel im großen Zusammenhang des sogenannten European Grid Net dienen und ist deshalb nicht akzeptabel, da dies einer dezentralen Energiewende in Deutschland entgegensteht.

Außerdem dient diese Stromtrasse nicht dem Allgemeinwohl, sondern dem Profit der Stromkonzerne und Netzbetreiber und daher lehne ich diese entschieden ab.
Die Investoren für diese neue Leitung sichern Ihr Kapital aktuell mit 9,05 % und mit 6,91 % ab dem Jahr 2019  Rendite ab – was völlig überzogen und unsozial ist.

Die Auswirkungen auf Gesundheit, sowie auf die Natur und Landwirtschaft bei Netzausbau dieser Dimension mit Gleichstromtechnik sind nicht ausreichend erforscht und auch deshalb abzulehnen. 


Die Kosten werden in höchstem Maße unsozial auf alle deutschen Stromkunden umgelegt und betreffen daher alle Menschen in Deutschland.

Bei den Vorplanungen fehlte die  Berücksichtigung von Technologien die zur Netzausbauminimierung und Einsparung der Netzausbaumaßnahmen sinnvoll und notwendig sind, die auch bereits seit einigen Jahren wiederholt vorgeschlagen werden und echte Alternativen zum Netzausbau darstellen  z.B. Power to Gas; Nachfragemanagement;  Power to Heat; Reserve-/ Gaskraftwerke; Leiterseilmonitoring, LOHC usw. 

Die Stellungnahme zum Umweltrechtsbehelfsgesetz, die Frau Rechtsanwältin Dr. Roda Verheyen im Auftrag der Aarhus Konvention Initiative erstellt hat, beschreibt die Völkerrechtswidrigkeit der Planungsverfahren – unter anderem zum Netzausbau - und die mangelhafte Umsetzung der UN ECE Aarhus-Konvention (AK) in deutsches Recht.
 

Individuen haben in Strategischen Umweltprüfungen keine rechtsverbindliche Beteiligung. Auf der Basis dieser Stellungnahme behalte ich mir weitere rechtliche Schritte vor, sollte die anstehende Beschwerde vor dem Aarhus Komitee in meinem Sinne positiv beschieden werden. Da dann alle Planungen bezüglich dieser Stromtrasse widerrechtlich geplant wurden, fordere ich bis zum Entscheid des Aarhus Komitees und der Bestätigung durch die Vollversammlung der Mitgliedsstaaten der Aarhus Konvention eine Aussetzung jeglicher Fristen für mich. 
Da die zu erwartende Umweltverträglichkeitsprüfung ebenfalls völkerrechtswidrig durchgeführt wird, weil das sogenannte Altrip-Urteil nicht korrekt in das Umweltrechts-behelfsgesetz implementiert wurde, verstößt dieses Verfahren gegen Völkerrecht.   

Mit der Veröffentlichung der Stellungnahme bin ich einverstanden
(Wenn nicht dann löschen)


Mit freundlichen Grüßen

Unterschrift wichtig!
…………………………………
� � HYPERLINK "http://aarhus-konvention-initiative.de/wortpresse/wp-content/uploads/2016/05/PDF_Stgn_UmwRG_Final-1.pdf" �http://aarhus-konvention-initiative.de/wortpresse/wp-content/uploads/2016/05/PDF_Stgn_UmwRG_Final-1.pdf�





